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Werner E. Spies

Der Plan und die Verhältnisse

Auswirkungenpolitisch-sozialer Veränderungen aufdie Programmatik der Bildungsreform

I.

Wenn von politischer Planung die Rede ist, dann stellt man sich vor, daß einem erkannten

Mangel gegenüber eine verbessernde Veränderung vorbedacht wird. Das Programm der

Veränderung wird in Handlungsschritte zerlegt, das operationaüsierte Aktionsprogramm
in den Entscheidungsgremien beschlossen, dann verwirklicht, schüeßüch evaluiert, ver¬

bessert. Gegenüber Mängeln des Programms oder seiner Exekution beginnt dann der

Planungsprozeß erneut. Die ältere Planungsliteratur hat Bildungsplanung so gefaßt: sie

lieferte Phasenschemata eines rationalen Ablaufs. Dieses Muster wurde von den interna¬

tionalen Planungsgremien und Institutionen der UNESCO und OECD weltweit verbreitet

und „vorgeschrieben" (Chesswas 1969). Die frühe deutsche Literatur zur Büdungspla-

nung reproduziert dieses Konzept, z.B. Edding mit seinen „Funktionsschritten der

Bildungsplanung" (Edding 1970) oder Furck mit seinem „Hexagon der Planung" mit

den Schritten „Zielbestimmung, Analyse, Planziele, Programmierung, Durchführung,

Erfolgskontrolle" (Furck o. J.; vgl. Spies 1976). Das Instrumentarium der Bildungspla¬

nung ließ es möglich scheinen, das Bildungssystem einer Nation in zeitlich und kostenmä¬

ßig fixierten Arbeitsschritten zu verändern: das war um 1970 die akzeptierte Vorstellung,
die in der Bundesrepublik u. a. zum Unternehmen des Bildungsgesamtplans führte.

Als politische Handlungsanweisung ist diese Vorstellung heute aufgegeben. Die jetzt
amtierende Bundesministerin für Bildung und Wissenschaft sagt in ihrem Vorwort zur

nicht verabschiedeten „Fortschreibung des Bildungsgesamtplans", die dem Bundestag als

Bericht im Oktober 1982 zugeleitet wurde: „Die Bundesregierung unterstützt die Absicht

der Bund-Länder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförde¬

rung, ihre künftige Arbeit vorrangig auf aktuelle Aufgaben und Probleme zu konzentrie¬

ren und hierfür Lösungsansätze zu erarbeiten, soweit dies unter dem Gesichtspunkt

gesamtstaatücher Verantwortung poütisch geboten ist. Umfassende Planungen in Form

langfristiger Gesamtpläne sollen angesichts der sich schneU ändernden wirtschafts-,

arbeitsmarkt- und finanzpoütischen Rahmenbedingungen zurückgestellt werden" (Ent-

wurf 1982).

Auch internationale Erziehungsgremien haben ihr Vertrauen in die Erfolgsaussicht
rational geplanter Veränderung erhebüch zurückgeschraubt und eingesehen, daß die

Verhältnbse entscheidend sind, daß die Planung nur eine, nicht aber die für das

Zustandekommen von Reformen entscheidende Dimension darstellt (Adams/Chen
1981, S. 267,269). Planung hat Ähnlichkeit mit den guten Vorsätzen zum neuen Jahr: Die

können ganz nützüch sein, insofern sie regulierende Bilder vorstellen- aber sie werden nur

verwirkUcht, wenn sie nicht zuviel psychische und physische Kosten bringen, Gewohntes,

Liebgewordenes mit ihnen vereinbar ist.
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Obgleich die Einsicht der Unmögüchkeit ingenieurhaft betriebener Bildungsplanung

wissenschaftüch weitgehend akzeptiert ist, wird doch immer noch von der Annahme

ausgegangen, daß Planung immerhin ein tendenziell rationales Korrektiv im Prozeß sei,

vergleichbar der Funktion eines Steuergliedes in einem Regelkreis. Für eine Bildungspla¬

nung in Landes- oder Bundesmaßstab scheint mir selbst dies noch eine zu optimistische

Annahme zu sein. Wenn man heute die Geschichte der Entstehung des Bildungsgesamt¬

plans nachliest, dann könnte man, in Bildern gesprochen, hinsichtlich der Mitwirkenden

den bösartigen Eindruck gewinnen, nichtvonSteuerleuten, die imSturm den Kurshalten,

sondern eher von Leichtmatrosen, die in den Wanten sitzen und begeistert hurra schreien,

wenn das Schiffchen auf nicht von ihnen bestimmtem Kurs gut vorankommt, die ganz still

werden, wenn die Fahrt langsam wird, die schüeßüch herunterklettern, wenn die Winde

das Schiff in andere Richtung treiben. Ohne Bilder gesprochen: Bildungsplanung im

Reformjahrzehnt 1965-1975 ist eine sekundäre Veranstaltung. Sie wird wachgerufen

durch nicht von ihr veranlaßte Trends, sie begleitet diese durch Produktion von in

Trendrichtung zielenden Programmen, die aber schon deshalb weitgehend bedeutungslos

bleiben, weil bei endlicher Programmfertigstellung sich neue Trends ankündigen und

poütische Kraft für antizyklische Politikgestaltung in unserem System mit seinen vier- bis

fünfjährigen Wahlabschnitten fehlt.

Diese Skepsis drängt sich auf, wenn man die Verlaufsgeschichte des Bildungsgesamtplans

rekonstruiert und dazu die Protokolle jener beiden Arbeitsausschüsse heranzieht, die den

Plan erarbeiteten. Die gesamte Konzeptions- undFormulierungsarbeit erfolgte selbstver¬

ständlich nicht in der mit Vertretern der Minister besetzten Bund-Länder-Kommission,

sondern ab 1970 im Ausschuß „Bildungsgesamtplan", ab Januar 1972 im „Besonderen

Gremium (Abteilungsleiter)", das in der Weinheimer Klausur im Mai 1973 den Plan

abschloß. Da man den eigenen Erinnerungen mißtrauen soll, möchte ich von den

amtüchen Protokollen ausgehen und die Einbücke so wählen, daß sie etwas zur Frage

aussagen, welche Rolle eigentlich pädagogische, gar erziehungswissenschaftliche Einsich¬

ten und Konzepte in dieser dreijährigen Planung gespielt haben und ob und wie sich diese

im Planungsprozeß unter Einfluß ganz anderer Faktoren veränderten.

IL

Die erste Sitzung des Ausschusses „Bildungsgesamtplan" fand am 16. September 1970

statt. Ein gewaltiger Beamtenapparat hatte sich versammelt: unter Vorsitz der Staatsse¬

kretärin Hamm-Brücher versammelten sich leitende Vertreter aller Kultusministerien.

Alle mit Bildungsfragen auch nur ganz entfernt befaßten Bundesministerien hatten

gleichfalls Beamte entsandt: Finanz, Arbeit, Wirtschaft, Bundeskanzleramt. Um die

phantastisch optimistische Stimmung jener Tage in Erinnerung zu rufen, lohnt es, die erste

Seite dieses Protokolls ganz zu zitieren:

„Pkt. 1 der TO: Termin- und Arbeitsplanung bis Dezember 1970

- Vgl. hierzu auch Pkt. 3 der TO -

Der Ausschuß soll der Kommission bis zum 1. Dezember 1970 die Grundzüge für den Bildungsge¬

samtplan vorlegen. Es besteht Einverständnis darüber, daß es sich dabei nur um eine Grobskizze

handeln kann, die jedoch die folgenden Elemente enthalten muß:

- Vorstellungen über die quantitative und qualitative Entwicklung bis 1985,
- Art und Zeitfolge wichtiger struktureüer Veränderungen im BUdungswesen,
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- Zusammensteüung der notwendigen bildungspolitischen Grundsatzentscheidungen, die der

Gesamtplan impüziert,
- Hinweis auf noch fehlende Angaben oder noch ausstehende Entscheidungen, die für den im Mai

1971 vorzulegenden Gesamtplan notwendig sind.

Für die nächsten Jahre - etwa bis 1975 - ist vom gegenwärtigen Zustand und den bereits vorüegenden
Plänen auszugehen. Die Zielvorstemingen sollen ein offenes System darsteüen, für das das Jahr 1985

ein Orientierungsdatum ist. Die notwendigen Entwicklungsstufen soUen rückschreitend von den

Zielvorstellungen und zugleich voranschreitend vom gegenwärtigen Zustand und den vorhandenen

Plänen ermittelt werden. Dabei erfordern die Probleme der Regionaüsierung besondere Aufmerk¬

samkeit. Mit der Frage, wie dieser Planungsvorgang für die öffentüchkeit transparent zu machen ist

und in welcher Weise die geseüschaftüchen Kräfte zu beteiügen sind, wird sich die Kommission

beschäftigen müssen" (Protokoll vom 16.9.1970, S. 1).

Bemerkenswert ist schon die Terminsetzung. „Bis zum 1. Dezember", also in zehn

Wochen, will man „die Grundzüge für den Bildungsgesamtplan" vorlegen, der eine

Entwicklung über 15 Jahre, bis 1985, festschreiben soll. Die bis 1985 zu erreichenden Ziele

„sollen ein offenes System darstellen": das Attribut „offen" weist auf Bewegungsräume,

die man bei der Zielfixierung belassen will, der Begriff „System" deutet aber an, daß die

Administration die Gesamtentwicklung steuern zu können glaubt, und dies allein. Denn es

ist ja nicht die Rede davon, die Beteiügten hineinzuziehen in den Planungsvorgang, in die

Fixierung der Zielvorstellungen. Beteiligungen werden nur ganz vage in Aussicht genom¬

men: „Mit der Frage, wie dieser Planungsvorgang für die Öffentlichkeit transparent zu

machen ist und in welcher Weise die gesellschaftlichen Kräfte zu beteiligen sind, wird sich

die Kommission beschäftigen müssen": das wird also zur Ministerfrage erklärt, mit der sich

das Arbeitsgremium nicht befaßt. In bezug auf die Verwirklichung denkt man vor allem

von Plänen aus: „Die notwendigen Entwicklungsstufen sollen rückschreitend von den

Zielvorstellungen und zugleich voranschreitend vom gegenwärtigen Zustand ermittelt

werden": also man denkt zunächst an ein offenes System der Zielvorstellungen. Vor dieser

Folie erscheint dann der gegenwärtigeZustand als veränderungsbedürftig, mit Hilfe schon

vorhandener Pläne werden Veränderungsschritte fixiert. Bei den Zielvorstellungen geht

es um „strukturelle Veränderungen", also um Makroplanung. Darin ist der Grund zu

sehen, weshalb es in beiden Arbeitsausschüssen nie zu einer pädagogischen Diskussion im

engeren Sinn kam. Pädagogik muß immer Einzelne sehen, lebende Menschen. Die aber

kommen in diese Makroplanung nur als Zahlen hinein. „Die Pädagogik wurde vergessen"
- dieser Formuüerung Flitners wird man zustimmen müssen (1977, S. 5). In dieser ersten

Ausschußsitzung unterrichtet die Vorsitzende die versammelten Beamten darüber, daß

„der Bundesminister für Bildung und Wissenschaft beabsichtigt, dem Prognos¬
institut einen Auftrag zur Erstellung eines Simulationsmodells für das BUdungswesen zu

erteilen" (Protokoll vom 16.9.1970, S. 5): wahrscheinlich ein Gedanke des Bundesmini¬

sters selbst, des Ingenieurs Leussingk - die Vorstellung von design-engineering
beherrscht das Geschehen. Das entsprach der politischen Gestimmtheit jener Tage,

entsprach allerdings auch den Planungskonzepten der internationalen Bildungsplanung.

Man muß sich dabei in Erinnerung rufen, wie weitgehend die Veränderungsabsichten
waren. Die Zielvorstellungen wurden allerdings keineswegs im Ausschuß einfach erfun¬

den. Sie waren in konzeptionellen Umrissen durch die Vorarbeiten der wissenschaftüchen

Beratungsgremien und nicht minder durch ein allgemeines, sich als Trend formierendes

Interesse an Veränderungenim Bildungssystem fundiert. Stichwortartig sei an die Berliner

Erklärung von 1964 erinnert, in der die Kultusminister bereits zur Schulreform aufforder¬

ten und ihrerseits damit aufeine Entwicklung reagierten, die in der Forderung nachbesser

ausgebildeten Arbeitskräften wie nach mehr Chancengleichheit die Dringüchkeit von
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Reformen im Bildungsbereich ins offentüche Bewußtsein gehoben hatte. Die „vorhande¬

nen Pläne", von denen das erste Protokoll redet, sind insbesondere die Bildungsrats-

Empfehlungen. Von ihnen geht man aus und übernimmt zunächst sehr weitgehende

Zielvorstellungen. So heißt es im ProtokoU der Sitzung vom 1.12.1970 zum Beispiel zu

Fragen der Sekundarstufe I und zum Tertiären Bereich (S. 9):

„Zum .Abitur II' wird ... nach längerer Diskussion, u.a. über die VorsteUungen desBildungsrates

zu diesem Abschluß, einstimmig beschlossen: ,Der Abschluß der Sekundarstufe II verleiht nicht in

jedem FaUe die Berechtigung zum Hochschulstudium'.

Für eine organisatorische Trennung der Sekundarstufe II von der Sekundarstufe I werden vor allem

Probleme der regionalen BUdungsplanung angeführt, andererseits angesichts der noch nicht ausge¬

reiften VorsteUungen zur Sekundarstufe II erhebliche Einwendungen gemacht. Der Ausschuß

entscheidet sich einstimmig dafür, zunächst Schulversuche mit einer organisatorisch getrennten

Sekundarstufe II vorzuschlagen."

Man muß sich in Erinnerung rufen, daß auch berufliche Ausbildung in den Rahmen der

Sekundarstufe II eingeplant wurde. Die Einwände gegen eine erhebliche Steigerung des

Zugangs zur Hochschulreife kamen vor allem von den B-Ländern, wie man sie damals

nannte, also von den CDU-CSU-Regierungen. Es ist aber keineswegs so, daß in ihnen

prinzipieU andere Auffassungen von Bildungsplanung herrschten - Baden-Württemberg

legte als erste Land einen Schulentwicklungsplan nach den Prinzipien der Produktplanung
vor (Kultusminister 1966). Lediglich materiell, im Auszeichnen der Ziele, sind diese

Länder zurückhaltender. Der Kompromiß zwischen den weitergehenden und engeren

ZielvorsteUungen war dann die Zulassung von Schulversuchen, was mit der Prototypent¬

wicklung der Designplanung zu vergleichen ist.

Wie kräftig auch die B-Länder in den Sog der Reformeuphorie hineingezogen waren, sieht

man sehr deutüch an einem Beschluß zum Tertiären Bereich, den das Protokoll vom

1.12.1970 enthält (S. 11):

„Gesamthochschulen als grundsätzliche Zielsetzung künftiger Entwicklung im Hochschulbereich

Der Ausschuß kommt überein, der Kommission vorzutragen, daß

- Hochschulneugründungen von vornherein als Gesamthochschulen geplant werden soüten,
- die Integration der bestehenden Hochschulen zu Gesamthochschulen schwerpunktmäßig ab 1973

einsetzen und spätestens 1980 abgeschlossen sein sollte,
- in FäUen, in denen eine Integration von Hochschuleinrichtungen nicht in Betracht kommt, die

Maßnahmen für eine aktive Kooperation umgehend eingeleitet werden soUen."

„Der Ausschuß kommt überein": also ein einstimmiger Beschluß, nicht gefaßt von einer

Studentenvollversammlung oder der Bundes-Assistenten-Konferenz, sondern von leiten¬

den Kultusbeamten aller Länder und des Bundes. Eine Planung, die daher als prinzipielle

Zielsetzung auch Eingang in § 5 des Hochschul-Ranmen-Gesetzes des Bundes vom Jahre

1976 fand - erst Anfang 1984 schlägt die KNOPP-Kommission die Streichung dieser

Zielsetzung vor (Bundesminister 1984).

Die einheitüche Reformwut endet allerdings schnell. Ab März 1971 findet man in den

Protokollen die Bremsspuren der B-Länder. Der Streit entzündet sich vor allem an der

Gesamtschulfrage - in der Ministersitzung waren Minderheitsvoten angekündigt worden.
Aber auch über das Abitur II wird neu nachgedacht - in der Sitzung vom 9. März 1971

verweist man folgende Formuüerung an eine Arbeitsgruppe zur weiteren Überlegung
(ProtokoU, S. 5):
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„Das Abitur II wüd erworben beim erfolgreichen Abschluß aller BUdungsgänge in der Sekundarstufe

II, die auf dem Abitur I aufbauen. Die QuaUfizierung für bestimmte Berufe, insbesondere die

QuaUfizierungzum Hochschulstudium hängt von der erfolgreichen Absolvierung bestimmter Kern-

und Warüfächer ab."

Die Hurra-Rufe werden schon leiser, die Zielvorstellungen werden zurückgesteckt. Der

Ausschuß akzeptiert dann am 23. März 1971 folgende Formuüerung:

„Das Abitur II wüd erworben beim erfolgreichen Abschluß aUer BUdungsgänge im Sekundarbereich

II, die auf dem Abitur I aufbauen. Die QuaUfizierung zum Hochschulstudium beruht auf der

Erfüllung anspruchsvoller Anforderungen nach inhaltüch noch zu bestimmenden Profilen und

Leistungsgraden" (ProtokoU vom 23.3.1971, S. 9).

Auffälüg ist die zunehmende Unbestimmtheit der Begriffe. Die Probleme werden

keineswegs etwa mit wissenschaftücher Hilfe präzisiert, vielmehr geht es um administra¬

tive Kompromisse, um weite Formeln, denen alle zustimmen können. Immerhin hält man

hier noch am Abitur-II-Vorschlag des Bildungsrats fest.

Im März 1971 wurde dann aber deutlich, daß die Formuüerungskünste der Beamten die

auseinanderstrebenden politischen Hügel nicht mehr zusammenbinden konnten. In den

Ministersitzungen vom 19. und 20. März und in der Sondersitzung der Minister am 30.

März 1971 war der bereits zweite Entwurf zum Büdungsgesamtplan vorgelegt worden.

Dabei hatten die B-Länder 8 Sondervoten eingebracht (abgedruckt in Höhne 1972, S.

140-142) - die einheitliche Begeisterung war zerbrochen. Als Hintergrund muß man

sehen, daß in der Öffentlichkeit die Trendkippung bereits begann. Mir scheint, daß sich

diese Kippbewegung mit folgender Formel andeuten läßt: im Höhepunkt der Bildungsbe¬

geisterung, den ich einige Jahre vor Einsetzen der hier beschriebenen Planungsarbeit

sehen möchte, etwa 1965/66 nach Pichts Artikelserie über die „deutsche Bildungskata¬

strophe" und während der ersten Aktionen der Bildungswerbung, erschien das zukünftige

reformierte und gestärkte Bildungssystem als Hoffnung und Versprechen.

Dies aber änderte sich, als durch die studentische Protestbewegung an den Hochschulen,

den Lehrermangel an den weiterführenden Schulen sowie durch einen gewaltigen
Finanzbedarf - man kam auf 80/100 Mrd. DM pro Jahr - die ursprünglichen Erwartungen

auf mehreren Ebenen der Skepsis wichen. Mehr noch: das Bildungssystem, das vorher als

Hoffnung und Versprechen erlebt wurde, erlebte man nun als Gefahr.

HL

Dies ändert nun die Planungsvorgänge. Von April 1971 an sind nur noch drei Themen

zentral:

(1) die Versuche, die Sondervoten in Kompromissen aufzufangen,

(2) die zu weit gehenden Formulierungen des Anfangs zurückzunehmen,

(3) die Reformen bilhger zu machen.

Seit April 1971 bemüht sich der Bund besonders um dreijährige Studiengänge (z.B.

Sitzung vom 22.4.1971) - man erhofft sich Kostensenkung. Am Beispiel der Bemühung
zur Ausräumung des Sondervotums Gesamthochschule erkennt man die Zielzurück¬

nahme: in der Sitzung vom 22.4.1971 wird folgender Text im Konsens an eine Arbeits¬

gruppe weitergegeben (S. 10):

„Stufenmäßige Zusammenfassung bestehender Hochschulen zu Gesamthochschulen ab 1973 mit dem

Ziel der Integration, bis 1980 soweit sachüch mögüch."
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Auch die A-Länder bremsen nun ab. Aber es ist zu spät. In der letzten Sitzung des

„Ausschusses Bildungsgesamtplan" am 14. Juni 1971 bemüht man sich noch einmal um

Schüchtung des Gesamthochschulstreits. Es geht dabei nicht etwa um ein pädagogisches

Für und Wider, sondern lediglich um die Frage, ob die Gesamtschule teurer wird als das

geteilte Schulsystem oder nicht. Lakonisch sagt das Protokoll (vom 22.6.1971):

„Der Kompromißversuch, zu einer Berechnung der Kosten der Gesamtschule zu gelangen, muß als

gescheitert betrachtet werden. Der Vorsitzende wüd in der nächsten Sitzung der Kommission über

die Kompromißbemühungen berichten."

Der erste Anlauf zum Bildungsgesamtplan war gescheitert. Vom Zeitoptimismus des

Anfangs, in wenigen Monaten fertig zu werden, war nichts geblieben. Die Reformwelle

trug nicht mehr - Bundesminister Leussingk gab nach vergebenen intensiven Bemühun¬

gen, doch noch einen Kompromiß herbeizuführen, sein Amt auf.

Nun ist in der Planungsarbeit eine über halbjährige Pause zu verzeichnen. Der Streit ist so

hart, daß man nicht einmal Übereinstimmung über einen rechten Titel für ein neues

Arbeitsgremium findet. Als es dann am 13. Januar 1972 zum ersten Mal zusammentritt,

heißt es „Besonderes Gremium für bildungspolitische Prioritäten (Abteilungsleiter)".
Aber wahrscheinlich war diese eigentümliche Benennung sehr treffend für diesen kleinen

Ausschuß: 15 Beamte trafen sich in diesem Gremium, in der überwiegenden Mehrzahl

skeptische, „ausgepichte Verwaltungsfüchse", denen euphorische Reformstimmung ganz

fremd war. Sie gjingen zielstrebig daran, die drei Leitthemen, die jetzt die Planungsarbeit

bestimmten, nämüch: Kompromiß - Zielreduktion - Verbilligung in Entwürfe umzu¬

setzen.

Man erprobte sich zunächst an Papieren über „büdungspoütische Prioritäten". Reformei¬

fer war höchstens noch bei den Vertretern des Bundesministeriums zu erblicken, die

Länder bremsten einheitüch ab. So scheitert schon in der 1. Sitzung der Wunsch des

Bundes, eine Ist-Stand-Erhebung in allen Ländern durchzuführen. Auch die SPD-Länder

distanzieren sich von hastigen Reformvorhaben - so gibt NRW am 24.4.1972 zur

Orientierungsstufe zu Protokoll (S. 7):

„Die Einführung der schulformunabhängigen Orientierungsstufe setzt in Nordrhein-Westfalen

Gesetzesänderungen voraus, deren Terminierung noch nicht zu übersehen ist. Außerdem sind

mannigfaltige curriculare und auch personalplanerische Probleme zu lösen. Daher kann in Nord¬

rhein-Westfalen nicht garantiert werden, daß bis 1976 alle Schüler eines Jahrganges in der schul¬

formunabhängigen Orientierungsstufe sind."

Die Diskussion über den Sekundar-II-Abschluß wurde entschärft (Protokoll vom

24.4.1972, S. 9):

„Die Verdeutlichung des Begriffs Sekundarabschluß II hat sich an den BUdungsgängen ... zu

orientieren, die deutlich machen, daß es verschiedenartige Sekundarabschlüsse II geben wird."

Die Lektüre dieser Protokolle ist faszinierend. Man kann beobachten, wie ein Lieblingsge¬
danke der stürmischen Reformer nach dem anderen mit sanften Formulierungen beerdigt
wird: hier z. B. derAbitur-II-Vorschlag. Im Protokollvom 15. Mai 1972wird derAbschluß

Sekundarstufe II schon als „Sammelbegriff" bezeichnet (S. 6), und Bayern drängt bereits

darauf, auch den Sekundar-I-Abschluß als „Sammelbegriff" zu fassen (ebd.). Am 30./31.

Mai 1972 wird

„in der Diskussion über den Sekundarabschluß I ... deutlich, daß vorläufig noch zwischen einem

aUgemeinen und einem qualifizierenden Sekundarabschluß I zu unterscheiden ist" (ProtokoU, S. 3).
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Aber auch reduzierte Pläne kosten noch" etwas, und die Kosten sollten ja ausgewiesen
werden. Da glückte im „Besonderen Gremium" ein genialer Einfall. Im Protokoll vom

5.7.1972 findet sich zum ersten Mal der Begriff des „Rechenmodells". Es signalisierte die

völüge Unverbindhchkeit der Kostenschätzungen, die sie allerdings vorher auch hatten,

da ja die Haushaltsgesetze der Länder nicht durch Verwaltungsvereinbarungen vorwegge¬

nommen werden können. Aber man hatte damit einen Beruhigungsbegriff für die

Finanzministerien, die den gesamten Vorgang mit äußerstem Mißtrauen verfolgten - ein

Mißtrauen, das aUerdings auch nach dieser klugen Erfindung nicht schwand. Der Hader

über den „Orientierungswert" hielt Monate an. Im Protokoll vom 14. September 1972 (S.

3) wird dem Ausschuß zur Kenntnis gegeben,

„daß der Arbeitskreis des Finanzplanungsrates dem Finanzplanungsrat einen Orientierungswert von

53 Mrd. DM vorschlagen wird".

Selbstverständlich redet niemand mehr von den 80 oder 100 MUUarden des Anfangs.

In den Protokollen ist sehr deutüch zu sehen, wie die wirküchen Sorgen der Beamten gar

nicht mehr Fragen der Reform begreifen, sondern dem Problem gelten, wie man bei

knapper werdenden Ressourcen mit den herandrängenden Massen fertig wird. Das gilt
besonders bei Hochschulfragen. Man beschüeßt zwecks Versorgung des „Studentenber¬

ges" die Einführung des sogenannten Studienjahres, um maximale Lehrbelastungen aus

den Hochschulen zu pressen. Der Beschluß erweist sich als nicht durchsetzbar, verdeut¬

licht aber die der Administration gestellte Aufgabe. Sie kanaüsiert das Denken, auch

dann, wenn man für die Folgeprobleme noch keine Lösung weiß, hier also zum Verhältnis

von Forschung/Lehre, zur Jobproblematik der Studenten usw. „Die hiermit verbundenen

Probleme müssen durch entsprechende Maßnahmen gelöst werden", beschließt man,

obwohl man keine Ahnung hat, welche das sein könnten; im übermäßigen Andrang der

Aufgaben und Probleme ist es auch ganz unmöglich, in differenzierte Einzelüberlegungen
einzutreten.

Aber zurück zum Bildungsgesamtplan. Nachdem die Ministerkommission am 6.7.1972

dem „Besonderen Gremium" den Auftrag gegeben hatte, die Vorarbeiten zur Erstellung
eines Bildungsgesamtplans weiterzuführen, beginnt dieses am 14.9.1972, sich dieser

Aufgabe zu widmen.

Einige der schwersten Reformgranaten waren schon bei der Arbeit am Prioritätenpapier
entschärft worden, andere tickten immer noch, z. B. die Vorschläge zu den Abschlüssen

Sekundarstufe I und IL Hier hatten inzwischen andere Stellen eingegriffen, man mußte die

Reduktion nicht mehr allein durchführen. Im ProtokoU vom 14. September 1972 heißt es

erleichtert (S. 6):

„Es wird daraufhingewiesen, daß in die weitere Beratung dieses Prioritätenbereiches die Vorarbeiten

in der KMK insbesondere zum Sekundarabschluß I, das UrteU des Bundesverfassungsgerichtes über

den Numerus-clausus und der Stand der Beratungen über einen Staatsvertrag der Länder für eine

Regelung des Hochschulzugangs einzubeziehen sind."

Entschärft werden mußte alles, was mit dem Schlagwort „Gesamt" GleichsteUung von

Unterschiedüchem erwartete. Man trennt wieder im Institutionellen, z.B. im Beschluß

vom 4. April 1973 (Protokoll, S. 3):

„Innerhalb des Tertiären Bereichs ist zwischen Hochschulen und sonstigen Ausbildungsstätten mit

berufsqualifizierenden Bildungsgängen zu unterscheiden."

Oder man führt Stufengliederungen ein, z.B. bei der Abschlußfrage (Protokoll vom 16.

Januar 1973, S. 10):
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„Bei einer weiteren Überarbeitung ist inbesondere eine terminologische Klärung erforderUch. Es

wüd sich nur um grundsätzliche Definitionen, nicht aber um detailüerte organisatorische Feststellun¬

gen handeln können. Methodisch soU eine stufenweise Entwicklung zum Sekundarabschluß I und II

dargestellt werden."

Es ist bekannt, daß diese Formulierungskünste im Ergebnis dazu führten, daß von den 8

Sondervoten 5 beseitigt werden konnten. DerKompromiß durch Zielreduktion gelang. So

blieb noch die Kostenfrage.

Die Kostenfrage hat die Diskussion ab Herbst 1972 beherrscht. Der riesige Apparat an

Rechnungen, Argumentationen, Vorlagen, Sitzungen von Untergruppen usw. kann hier

nicht nachgezeichnet werden - es ist ein Studienfeld eher für Finanzwissenschaftler.

Erziehungswissenschaftler, die sich für Bildungsplanverläufe interessieren, könnten

bewundern, welch verschiedene Valenz die Rechnunghaben kann, je nachdem, ob man in

„Orientierungswerten", „Zielwerten", „Rechenwerten" denkt - alles Begriffe aus dem

Protokoll vom 24.10.1972 (S. 3f.) -, wie unterschiedhch man rechnen kann, wenn man

jeweilige oder konstante Preise nimmt, welche Steigungsraten man ansetzt usw. Die

Kostenvorstellung der Bildungsseite gegenüber der Finanzseite, ihr Bemühen, noch etwas

mehr Spielräume herauszuholen, wird aus dem Beschluß vom 24. Oktober 1972 deutüch

(Protokoll, S. 2):

„Gegenüber dem von Finanzplanungsrat angegebenen Wert von 53 Mrd. DM soUen die Maßnahmen

und deren Kosten als Auffassung der Bund-Lander-Kommission gegenübergesteüt werden, die im

Rahmen dieses Organisationswertes nicht zu verwirküchen sind. Dabei wird die Meinung vertreten,

einen Alternativwert von 58 Mrd. DM zu fordern."

Die Ausweitung des Finanzspielraums für das BUdungswesen war aber von vornherein

ziemlich hoffnungslos: schon am 23. Februar 1973 beschlossen die Regierungschefs von

Bund und Ländern, daß dem Bildungsgesamtplan für 1975 ein „Finanzierungssockel von

53,6 Mrd. DM mit Alternativen" zugrundezulegen sei (Protokoll vom 15.3.1973, S. 2).

Damit waren die Vorstellungen von den entschiedenen „struktureUen und linearen

Verbesserungen", wie es in den Protokollen öfter heißt, endgültig ausgeträumt. Das damit

verbundene resignative Eingeständnis, daß die Anfangsideen utopisch waren, hält das

Protokoll vom 15.4.1973 mit der Formel fest (S. 5):

„Die marktwirtschaftliche Ordnung ist von großer wirtschaftlicher Leistungskraft. Dennoch darf

nicht übersehen werden, daß der Expansion der öffentüchen Aufgaben des Staatssektors in der

marktwirtschaftlichen Ordnung- wie in jeder anderen Wirtschaftsordnung
- Grenzengezogen sind."

rv.

Am 17./18. Mai 1973 wird die Arbeit am Bildungsgesamtplan durch das „Besondere

Gremium" abgeschlossen. Jedes der Mitglieder hatte sich vermutlich längst die Frage

gestellt, welche Funktion jenes Gremium eigentüch hatte und inwiefern es sich bei seiner

Arbeit noch um „Planung" handele. Obwohl das „Besondere Gremium" keine Kommis¬

sion für Grundsatzreflexionen war, schlagen solche prinzipiellen Fragen an mehreren

Stellen in den Protokollen durch. Da hatte ein Mitgüed z.B. in einer Vorlage für die

Sitzung am 15. März den Satz vorgeschlagen: „Zu einer langfristig und überregional

geplanten bildungspolitischen Gesamtreform kam es bisher jedoch nicht". Kein Zweifel,

daß diese Feststeüung zutraf. Gleichwohl wurde beschlossen, den Satz zu streichen;

offenbar scheute sich die Mehrheit, den Ausgangspunkt der eigenen, mühevollen Arbeit
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noch einmal prägnant zu benennen. - Der Auftrag lautete, eine Vorlage über künftige
Aufgabenstellungen zu verfassen. Aber auch in dieser Hinsicht obsiegte Zurückhaltung:
Die Vorlage eines Beamten, der sich den Planungselan der ausgehenden 60er Jahre noch

nicht ganz hatte nehmen lassen, wurde nicht mehr diskutiert, vielmehr folgender
Vorschlag des NRW-Vertreters mit Erleichterung akzeptiert (Protokoll vom 17./

18.5.;973,.S. 31):

„Der Kommission ist bewußt, daß der BUdungsgesamtplan nur ein Anfang auf dem Weg der

gemeinsamen BUdungsplanung ist. Die kommenden Arbeiten sind durch das Verwaltungsabkommen
über die Kommission vorgezeichnet."

Die große Planung der Reform, die nationale Anstrengung um die Schule als Schule der

Nation, die Bundeskanzler Brandt in seiner Regierungserklärung von 1969 gefordert
und angekündigt hatte, verlor sich in unverbindüchen Allgemeinheiten.
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